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 RECHTSGRUNDLAGEN   
 

Baugesetzbuch (BauGB) i.d.F. der Bekanntmachung vom 03. November 
2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 
2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394) 

Baunutzungsverordnung (BauNVO) i.d.F. der Bekanntmachung vom 21. November 
2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 
2023 I Nr. 176)   

Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) 

Bayerische Bauordnung (BayBO) i.d.F. der Bekanntmachung vom 14.08.2007 
(GVBl. S. 588, BayRS 2132-1-B),  die zuletzt 
durch Gesetz vom 23. Juni 2023 (GVBl. S. 
250), durch § 4 des Gesetzes vom 7. Juli 2023 
(GVBl. S. 327) und durch Art. 13a Abs. 2 des 
Gesetzes vom 24. Juli 2023 (GVBl. S. 371) 
geändert worden ist 

Gemeindeordnung (GO) für den i. d. F. der Bekanntmachung vom 22.08.1998 

Freistaat Bayern  (GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), die zuletzt 
durch die §§ 2, 3 des Gesetzes vom 24. Juli 
2023 (GVBl. S. 385, 586) geändert worden ist 

 
Aufgrund des § 10 Baugesetzbuch (BauGB) i.V.m. Art. 81 der Bayerischen 
Bauordnung (BayBO) und Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern 
(GO) hat der Gemeinderat der Gemeinde Roßhaupten in seiner öffentlichen 
Sitzung am . . . . . . .  den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr.15 „Agri–
Photovoltaik–Anlage Reheck“ als Satzung beschlossen. 
   
   
 
 

§ 1 RÄUMLICHER GELTUNGSBEREICH   
 

Für den räumlichen Geltungsbereich der Satzung zum vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan Nr.15 ist der zeichnerische Teil in der Fassung vom 10.09.2025 
maßgebend. Der räumliche Geltungsbereich ist im Lageplan schwarz gestrichelt 
umrandet. 

 
 
 
 

§ 2 BESTANDTEILE     
 

Die Bebauungsplan-Satzung besteht aus folgenden Bestandteilen: 
 

- Zeichnerischer Teil in der Fassung vom 10.09.2025  

- Textteil in der Fassung vom 10.09.2025 
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§ 3 ORDNUNGSWIDRIGKEITEN   
 

Ordnungswidrig im Sinne des Art. 79 Abs. 1 Nr. 1 BayBO handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig den auf Grund von Art. 81 BayBO erlassenen örtlichen 
Bauvorschriften des Bebauungsplanes zuwider handelt. Zuwiderhandeln kann mit 
Geldbuße bis zu 500.000,- € (fünfhunderttausend Euro) belegt werden. 
 
 
 
 
 

§ 4 INKRAFTTRETEN   
 

Die Satzung über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr.15 „Agri–
Photovoltaik–Anlage Reheck“ tritt mit der ortsüblichen Bekanntmachung gemäß § 
10 (3) BauGB in Kraft. 
 
Mit Inkrafttreten dieses vorhabenbezogenen Bebauungsplanes sind sämtliche 
Festsetzungen von Bebauungsplänen innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs 
dieses Planes aufgehoben. 
 
 
 

 
Gemeinde Roßhaupten, den                                         . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  

                                                                                              Thomas Pihusch, 1. Bürgermeister 
 
 
  
 
 
 
 
 
 
 

 AUSFERTIGUNGSVERMERK   
 

zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr.15 „Agri–Photovoltaik–Anlage 
Reheck“ 
 
Der textliche und zeichnerische Inhalt dieses vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes stimmen mit dem Satzungsbeschluss vom  ……….. überein. 
 
Das Verfahren wurde ordnungsgemäß durchgeführt. 

 
 
 

 
Gemeinde Roßhaupten, den                                         . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  

                                                                                              Thomas Pihusch, 1. Bürgermeister 
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TEIL I:    TEXTTEIL  MIT  PLANZEICHENERKLÄRUNG   

 
zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr.15 „Agri–Photovoltaik–Anlage Reheck“  

 
 

 1.1 Art der baulichen Nutzung  § 9 (1) 1  BauGB 

 
1.1.1  Sonstiges Sondergebiet – Agri-PV-Anlage § 11  BauNVO 
      
 Agri-PV-Anlage im Sinne der DIN SPEC 91434 - Anlagentyp 

Kategorie II. 
 Als Nachweis zum Vorliegen einer Agri-PVA ist ein Zertifikat 

nach DIN SPEC 91434 einer zugelassenen 
Zertifizierungsstelle wiederkehrend vorzulegen.  

 
1.1.1.1 Zweckbestimmung:  § 9 (2)  BauGB 
 Nutzung erneuerbarer Energien, insbesondere zur i.v.m.  
 Erzeugung von elektrischem Strom aus Sonnenstrahlung § 11 (1+2) BauNVO 
 (Photovoltaikanlagen) mit gleichzeitiger landwirtschaftlicher 

Nutzung. 
 
  Zulässig sind bis zum Ablauf von ca. 30 Jahren ab 

Inbetriebnahme der Module Anlagen zur Nutzung 
erneuerbarer Energien aus der Agri-PV-Anlage. 

 Nach Ablauf der Frist von ca. 30 Jahren sollten als 
Folgenutzungen nur noch landwirtschaftliche Nutzungen 
zulässig sein. 

 

1.1.1.2 Weiterhin und insbesondere zulässig sind:   § 9 (1) 1 BauGB 

 Solarmodule 
- Gebäude für die technische Infrastruktur 

(Mittelspannungsschaltanlage, Trafostationen, Speicher, 
Wechselrichterstation mit Traforaum, Schalt-, Mess-, 
Filter- und Transformatoreneinrichtungen)  

- Wege, Zufahrten 
- Einzäunungen für die Technikbereiche. 

 
 

 1.2 Maß der baulichen Nutzung  § 9 (1) 1  BauGB 
 

1.2.1 Höchstzulässige Grundflächenzahl § 16 (2) 1  BauNVO  
  (mit PV-Modulen überdeckte Flächen) § 19 (4)  BauNVO 

 
 

1.2.2 Höchstzulässige Höhe der PV-Module und der § 16 (2) 4  BauNVO 
 Gebäude für technische Infrastruktur in Meter über § 18 (1)  BauNVO 
 natürlichem Gelände (zu Baubeginn vorhandenes Gelände) 
 
 

1.3 Bauweise  § 9 (1) 2  BauGB 

 
1.3.1 abweichende Bauweise § 22 (4)   BauNVO 

Abweichend von der offenen Bauweise sind die 
Photovoltaikanlagen mit einer Länge über 50,0 m zulässig.  
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1.4 Überbaubare Grundstücksflächen  § 9 (1) 2 BauGB 
 

1.4.1 Baugrenzen § 23(1,3) BauNVO 
 

1.4.2 Nicht überbaubare Grundstücksflächen  § 23 (5) BauNVO 
  i.V.m. 

In der nicht überbaubaren Grundstücksfläche sind folgende §§12,14 BauNVO 
bauliche Anlagen zulässig: 
-   Zufahrten und Wege, 
-   Einzäunungen im Bereich der Technikanlagen, 
- Nebenanlagen gem. § 14 (2) BauNVO. 
 

 

1.5 Flächen für Nebenanlagen § 9 (1) 4 BauGB 
 i.V.m. 

 Bauliche Nebenanlagen gem. § 14 (1+2) BauNVO sind  § 14 (1) 4 BauNVO  
 innerhalb und außerhalb der  überbaubaren 

Grundstücksfläche zulässig. 
 
 

1.6 Führung von Versorgungsanlagen und -leitungen § 9 (1) 13  BauGB 
 

 Sämtliche Ver- und Entsorgungsleitungen sind unterirdisch 
zu führen. 

 
 

1.7 Hauptversorgungsleitungen § 9 (1) 13  BauGB 

    
 vorhandene 20 KV - Freileitung  

 

 

1.8 Flächen für Versorgungsanlagen § 9 (1) 12  BauGB 
 
hier: private Umspannstationen / Speicherstation  
 
Die Standorte können der gegebenen Situation angepasst 
werden. 
 

 

1.9 Flächen für landwirtschaftliche Bewirtschaftung § 9 (1) 18  BauGB 
 

 

 

1.10 private Grünflächen § 9 (1) 15  BauGB 
 
 Zweckbestimmmung:   Eingrünungen  

In den gekennzeichneten Flächen ist die Errichtung von 
Nebenanlagen nach § 14 BauNVO und sonstigen baulichen 
Anlagen grundsätzlich unzulässig.  
 
 

1.11 Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und § 9 (1) 20  BauGB 

  Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und § 9 (1) 25  BauGB  

 zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft / § 9 (1) 15  BauGB  

 Ausgleichsmaßnahmen § 1a  BauGB 
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 1. 11.1  Flächen für Maßnahmen zum Ausgleich von Beeinträchti- § 9 (1) 20  BauGB 
  gungen / Kompensationsmaßnahmen innerhalb § 9 (1) 25a BauGB  
 

  Ausgleichsmaßnahme A1 (intern) - Extensivierung von 
Grünland  

        Auf einer TF der Fl.-Nr. 2130 mit der Pflanzung von 
blütenreichen Sträuchern und Wildobst-Bäumen entlang                    
 der westlichen Flurstückgrenzen.  

  Keine Düngung und 2-malige Mahd im Jahr  

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
1.11.2   Maßnahmen zur Eingriffsverringerung, -minimierung § 9 (1) 20, 25 BauGB 

 
1.11.2.1  Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von § 9 (1) 20,25a BauGB  

   Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
 

 Minimierungsmaßnahme M2  - Entwicklung Blühstreifen 
entlang der Wegeverbindung 
 
Zur Entwicklung eines natur- und artenschutzfachlich 
wertvollen Grünstreifens beidseitig entlang der 
Zufahrtsstraße soll die Nutzung bzw. Bewirtschaftung 
entsprechend angepasst werden (siehe Maßnahmenblatt 
M2. 
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 Minimierungsmaßnahme A2 - Entwicklung einer 2-reihigen 
Hecke entlang des nördlichen und östlichen Plangebiets-
randes 
 
Um die Beeinträchtigungen auf das Landschaftsbild im 
landschaftlichen Vorbehaltsgebiet zu verringern ist entlang 
der Nord- und Ostseite des Plangebietes eine 2-reihige 
Hecke anzulegen, um die PV-Anlage besser in die 
Landschaft einzubinden.  
Hierfür dürfen ausschließlich gebietsheimische Baumarten 
für das Vorkommensgebiet 6.1 Alpenvorland gemäß der 
Arbeitshilfe zum Ausbringen von gebietseigenen Gehölzen 
in Bayern verwendet werden. 
 
Als Maßnahme zur Eingrünung der Agri-PV-Anlage, vor 
allem, um die Auswirkungen auf das Landschaftsbild zu 
verringern, soll entlang des nördlichen und östlichen Rands 
der Fläche eine 2-reihige Hecke angelegt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

A2 
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1.11.3   Weitere Minimierungsmaßnahmen § 9 (1) 20, 25 BauGB 
 

• Außenbeleuchtung - Die Außenbeleuchtung ist zum 
Schutz von nachtaktiven Arten (z.B. Fledermäuse, 
Nachtfalter) auf ein Mindestmaß zu reduzieren. 
Dauerhafte Außenbeleuchtungen sind zu vermeiden. 
Es sollten Leuchtmittel eingesetzt werden, bei denen 
der Ultraviolett- und Blauanteil im Lichtspektrum 
möglichst gering ist. Derzeit sollten vor allem LED-
Lampen mit entsprechendem Spektrum ohne UV-Anteil 
und einer Farbtemperatur von max. 2.700 Kelvin 
eingesetzt werden. Dabei soll v. a. auch die Abstrahlung 
nach oben so gering wie möglich sein. Das Schutzglas 
muss flach sein, um Streulicht zu vermeiden (keine 
Lichtabstrahlung). Das Leuchtmittel darf nicht aus der 
Lampe herausragen. 

• Auf Untergrundverdichtungen innerhalb und außerhalb 
des Baugrundstückes ist soweit als möglich zu 
verzichten. 

• Bauzeitenbeschränkung/-räumung - Die Bauzeiten sind 
außerhalb der Vogelbrutzeit (Ende März bis Ende 
August) durchzuführen.  

• Gehölzrückschnitte und -rodungen dürfen nur von 1.10. 
bis 1.3. durchgeführt werden (§39BNatSchG).  

• Einzäunungen - Um Wanderbarrieren zu minimieren, 
sind mögliche Einzäunungen der Technikareale mit 15-
20cm Bodenfreiheit und blickdurchlässig auszuführen.  

• Fahrwege sind ausschließlich als wasserdurchlässige 
Wege anzulegen.  
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1.12 Sonstige Festsetzungen durch Planzeichen  
 

1.12.1 Planbereich § 9 (7)   BauGB 
 

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 

 
1.12.2 Nutzungsschablone 

     Füllschema der Nutzungsschablone  
    1 – Art der baulichen Nutzung  
    2 – Höchstzulässige Grundflächenzahl 

(GRZ) 3 – Höchstzulässige Höhe der PV-Elemente 
     4 – Bauweise 
 
 
 

2. Nachrichtliche Übernahme                                    § 9 (6) BauGB   
 

2.1 Wasserschutzgebiet 
 

  hier: Schutzgebiet für Grund- und Quellwassergewinnung 
  Das Plangebiet überschneidet sich im Südwesten mit dem 

Trinkwasserschutzgebiet „Roßhaupten Reheck“ 
(2210833000087) - Wasserschutzgebiet-Schutzzone III 

(WSG III). 
 
 
 

2. Örtliche Bauvorschriften                          
 

  Zur Durchführung baugestalterischer Absichten erlässt die 
Gemeinde im Rahmen der BayBO Art. 81 folgende örtliche 
Bauvorschriften: 

 

2.1 Äußere Gestaltung baulicher Anlagen  Art. 81(1)1 BayBO 
 
 Für die Träger der Photovoltaikanlage nicht zulässig sind 

unbeschichtete Metalle und Materialien, die 
wassergefährdende Stoffe enthalten und in ihrer Art und 
Menge geeignet sind, über die zu versickernden 
Niederschläge das Grundwasser und den Boden zu 
verunreinigen. 

 
 

2.2 Gestaltung der unbebauten Grundstücksflächen Art. 81(1)5 BayBO 
 

 Innerhalb der Baugrundstücke sind für Zugänge, Zufahrten 
und offene Stellplätze nur wasserdurchlässige Beläge (z.B. 
Rasengittersteine, wasserdurchlässiges Betonpflaster, 
Schotterrasen oder Pflaster mit breiten Fugen) zulässig. 

 
 Sonstige  unbefestigte Grundstücksflächen sind als 

Grünflächen anzulegen und mit standortgerechten Gehölzen 
und Stauden zu bepflanzen. 
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2.3 Einfriedungen Art. 81(1)5 BayBO 
 
 Zulässig im Bereich der Technikareale sind:  
 unbegrünte Maschendrahtzäune bis 2,20 m Höhe, 

geschnittene oder freiwachsende Hecken aus 
Laubgehölzen. 

 
 
 

3. Kennzeichnung und Hinweise    
 
 

  4.1 Sonstige Planzeichen (keine Festsetzung)  
 

  Trinkwasserschutzgebiet 
 
  

 
  vorhandene Grundstücksgrenzen 

 
 
 
   Flurstücknummern (beispielhaft) 
 

 
 

   Maßlinie (beispielhaft) 
 
 
 
   Höhenlinien in Meter über NN 
 
 
 
    landwirtschaftlicher Weg 
 
 
 

  geplante Solarmodule mit 1m Blühstreifen  
 
 

3.2 Unterirdische Leitungen  
Vor jeglichen Bauarbeiten ist bei den Versorgungsträgern der 
Leitungsbestand zu erheben. Eine etwaige Verlegung bestehender, 
unterirdischer Leitungen geht zu Lasten des Veranlassers. 
 
 

3.3 Archäologische Denkmalpflege 
   Sollten im Zuge von Erdarbeiten archäologische Funde (Scherben, 

Metallteile, Knochen) oder Befunde (Mauern, Gräber, Gruben, 
Bandschichten) angetroffen werden, ist das Bayerische Landesamt für 
Denkmalpflege unverzüglich zu benachrichtigen. Die Möglichkeit zu 
Fundbergung und Dokumentation ist einzuräumen. 

           Auf Artikel 8 des Bayerischen Denkmalschutzgesetzes (BayDSchG) wird 
hingewiesen. 
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   Art. 8 aus dem BayDschG: 
   Auffinden von Bodendenkmälern 
   (1) Wer Bodendenkmäler auffindet, ist verpflichtet, dies unverzüglich der 

Unteren Denkmalschutzbehörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege 
anzuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet sind auch der Eigentümer und der 
Besitzer des Grundstücks sowie der Unternehmer und der Leiter der 
Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben. Die Anzeige eines der 
Verpflichteten befreit die übrigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu 
dem Fund geführt haben, auf Grund eines Arbeitsverhältnisses teil, so wird 
er durch Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten befreit. 

   (2) Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf 
von einer Woche nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht 
die Untere Denkmalschutzbehörde die Gegenstände vorher freigibt oder 
die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. 

   (3) Die Abs. 1 und 2 gelten nicht bei Arbeiten, die vom Landesamt für 
Denkmalpflege oder unter seiner Mitwirkung vorgenommen oder veranlasst 
werden. 

   (4) Eigentümer, dinglich Verfügungsberechtigte und unmittelbare Besitzer 
eines Grundstücks, auf dem Bodendenkmäler gefunden werden, können 
verpflichtet werden, die notwendigen Maßnahmen zur sachgemäßen 
Bergung des Fundgegenstands sowie zur Klärung der Fundumstände und 
zur Sicherung weiterer auf dem Grundstück vorhandener Bodendenkmäler 
zu dulden. 

   Das Plangebiet liegt weder in noch an einem derzeit bekannten 
Bodendenkmal. Aus dem beigefügten Luftbild, in dem das Plangebiet mit 
einem grünen Kreis gekennzeichnet ist, können die in näherer Umgebung 
verorteten und derzeit bekannten Bodendenkmäler (rote Flächen) gesehen 
werden. Sie reichen in der Zeitstellung von der Früh- und Vorgeschichte 
über die römische Kaiserzeit bis in das Mittelalter. Diese Gegend war 
nachgewiesenermaßen schon vor langer Zeit besiedelt. 

   Da das Plangebiet in historischer Zeit bisher unbebaut war, könnten bei 
Bodeneingriffen, auch wenn sie nicht sehr in die Tiefe gehen, alte bis sehr 
alte Bodendenkmäler zutage treten. 
 
 

3.4 Wasser- und Bodenschutz 
Bei allen Bau- und Planungsmaßnahmen sind die Grundsätze des 
schonenden und sparsamen Umgangs mit Boden zu berücksichtigen. Die 
Bodenschutzbehörden sind zu beteiligen. 
 
Der im Zuge der Baumaßnahmen anfallende Erdaushub ist getrennt nach 
humosem Oberboden und kulturfähigem Unterboden möglichst im 
Plangebiet zu verwerten. 
Bodenversiegelungen sind auf das notwendige Mindestmaß zu 
beschränken. 
Sowohl die Geländeform als auch der Bodenaufbau ist möglichst im 
natürlichen Zustand zu erhalten.  
Das Einrammen der Stahlträger zur Befestigung der Photovoltaikmodule ist 
mit bodenschonenden Maschinen durchzuführen. 
 
Im Zuge der Bauarbeiten entstandene Bodenverdichtungen sind wieder zu 
beheben. 
Vorhandene Drainagen, insbesondere Sammler von Nachbarflächen sind 
funktionsfähig zu erhalten. 
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Der beim Bau der Trafostation anfallende Erdaushub ist getrennt nach 
humosem Oberboden und kulturfähigem Unterboden möglichst im 
Plangebiet zu verwerten. 
Sowohl die Geländeform als auch der Bodenaufbau ist im natürlichen 
Zustand zu erhalten.  
 
Maßnahmen bei Bodenarbeiten:  

• Für alle Bodenarbeiten gelten die technischen Regeln DIN 19639 
„Bodenschutz bei Planung und Durchführung von Bauvorhaben“, DIN 
19731 „Bodenbeschaffenheit – Verwertung von Bodenmaterial und 
Baggergut“ sowie die DIN 18915 „Vegetationstechnik im 
Landschaftsbau – Bodenarbeiten“.  

• Baustelleneinrichtungsflächen sowie Lagerflächen innerhalb des 
Plangebiets sind bevorzugt auf bereits versiegelten bzw. verdichteten 
Flächen einzurichten  

• Bauflächen, die im Verlauf des Vorhabens vollständig versiegelt 
werden, sind ebenfalls als Baustelleneinrichtungsfläche 
heranzuziehen, um somit eine Beeinträchtigung umliegender Böden zu 
vermeiden bzw. zu minimeren.  

• Mögliche Erschließungswege sind bodenschonend zu befahren (bspw. 
durch Nutzung lastenverteilender Maßnahmen).  

• Der Vermeidung von Verdichtung und damit einhergehender 
verringerter Infiltrationsfähigkeit des Bodens ist besondere Beachtung 
zu schenken.  

• Ein Befahren des Bodens ist deshalb zu unterlassen, sofern der Boden 
durch nasse Witterung oder entsprechende Bodenverhältnisse 
verdichtet oder anderweitig geschädigt werden könnte. Sofern dies 
nicht möglich ist, sind lastverteilende Maßnahmen gemäß DIN 19639 
vorzusehen (z. B. Nutzung von Bodenschutzmatten).  

• Minimierung und größtmögliche Reduzierung des 
Versiegelungsgrades. 

• Verwendung von versickerungsfähigen Belägen für Stellplätze, 
Zufahrten und Wege. 

• Schichtgerechte Lagerung und Widereinbau des Oberbodens während 
der Bauphase. 

• Großzügige Aufstellung mit Abstand zwischen den einzelnen Modulen, 
um den Niederschlag aufnehmen zu können, die Austrocknung des 
Oberbodens und die damit einhergehenden natürlichen Prozesse im 
Boden nicht zu beeinträchtigen, starke Überschirmungswirkung ist zu 
vermeiden. 

• Möglichst keine verzinkten Metalle im Boden um die Gefahr der 
Vorsorgewertüberschreitung (BBodSchV) durch Zinkeintrag nicht 
entstehen zu lassen. 

• Durchführung der Baumaßnahmen bei ausreichender 
Bodentrockenheit 

• Verwendung von Baumaschinen mit geringem Bodendruck 
(Radfahrwerke mit Niederdruckreifen, Kettenlaufwerke), max. 
Bodenpressung 0,4 kg/cm² 

• Für die Hauptzufahrt Anlage einer temporären Baustraße durch 
Verlegung von Geotextil und Schüttung einer Kiesttragschicht auf der 
Grasnarbe oder Verwendung von Baggermatratzen 

• Bei allen Bauarbeiten wie bei der Errichtung von Zuwegungen, 
Kabelgräben etc., sind zum Schutz der Böden vor Verdichtung und 
Vernässung die Vorgaben der DIN 19731, DIN 19639 und der LABO 
Arbeitshilfe „Bodenschutz bei Standortauswahl, Bau, Betrieb und 
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Rückbau von Freiflächenanlagen für Photovoltaik und Solarthermie“ zu 
berücksichtigen. LINK: https://www.labo-
deutschland.de/VeroeffentlichungenBodenschutz-in-der-Planung.html . 

 
Bodenschutzfachlichen Vorgaben 
Um eine Beeinträchtigung des Schutzgutes Boden durch das Vorhaben 
gering zu halten, sind die bodenschutzfachlichen Vorgaben aus dem 
Energieatlas Bayern sowie der LABO Arbeitshilfe zu berücksichtigen:  

• Energieatlas Bayern:  
https://www.energieatlas.bayern.de/thema_sonne/photovoltaik/bodens
chutz  

• LABO Arbeitshilfe „Bodenschutz bei Standortauswahl, Bau, Betrieb 
und Rückbau von Frei-flächenanlagen für Photovoltaik und 
Solarthermie“ insb. Punkte 4 und 5:  
https://www.labo-deutschland.de/Veroeffentlichungen-Bodenschutz-in-
der-Planung.html 

 
 

3.5 Regenwasser  
Die Versickerung von schädlich verunreinigtem Regenwasser ist 
unzulässig. 
Eine Versickerung des Niederschlagswassers über Sickerschächte ist 
unzulässig. 
Es wird daraufhin gewiesen, dass gemäß § 37 (1) Wasserhaushaltsgesetz 
u.a. der natürliche Ablauf wild abfließenden Wassers nicht zum Nachteil 
eines tieferliegenden Grundstückes verstärkt oder auf andere Weise 
verändert werden darf. 
 
 

3.6 Lichtimmissionen 
   Bei Installation und Betrieb einer Photovoltaikanlage muss vermieden 

werden, dass Umwelteinwirkungen durch Licht auftreten, die nach Art, 
Ausmaß oder Dauer geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder 
erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft 
herbeizuführen. 

      Mögliche 
Maßnahmen sind bereits durch sorgsame Planung der Anlage zu 
berücksichtigen, siehe Veröffentlichung der Bund/Länder-
Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz (LAI) „Hinweise zur Messung, 
Beurteilung und Minderung von Lichtimmissionen" vom 08.10.2012, 
Anhang 2 zur Verminderung und Vermeidung von Blendwirkungen durch 
Photovoltaikanlagen. 

 
 
 

4. Anlagen    
  

 4.1 Begründung in der Fassung vom 10.09.2025 
 
 
 
 
 

Gemeinde Roßhaupten, den                                         . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  
                                                                                              Thomas Pihusch, 1. Bürgermeister 
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TEIL II:  BEGRÜNDUNG  
 

zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr.15 „Agri–Photovoltaik–Anlage Reheck“ 

 
 
 

  INHALT: 
 

  A) STÄDTEBAULICHE BEGRÜNDUNG 

1. Räumlicher Geltungsbereich 

2. Räumliche und strukturelle Situation  

3. Bestehende Rechtsverhältnisse 

4. Vorbereitende Bauleitplanung  

5. Planerfordernis nach § 1 (3) BauGB / Verfahren 

6. Auswirkungen der Planung  

6.1 Erschließung 

6.2 Ver- und Entsorgung 

6.3 Immissionsschutz 

6.4 Blendschutz 

6.5 Überschwemmungsgebiete 

6.6 Wasserschutzgebiete 

6.7 Naturschutzgebiete 

6.8 Artenschutz 

6.9 Geotechnischer Bericht 

7. Altlasten 

8. Begründung der Festsetzungen  

8.1 Planungsrechtliche Festsetzungen  

8.2 örtlichen Bauvorschriften  

9.  Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 (1+2) BauGB und Beteiligung 
der Behörden gem. § 4 1+(2) BauGB  

10. Flächenbilanz 

11. Anlage 

 

  B) UMWELTBERICHT 

  C) MONITORING – KONZEPT GEMÄSS § 4C BAUGB 

  D) STANDORTALTERNATIVENPRÜFUNG  
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A) STÄDTEBAULICHE BEGRÜNDUNG  

 
1. RÄUMLICHER GELTUNGSBEREICH  
 

Der räumliche Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes umfasst eine 
Gesamtfläche von 6,52 ha, mit den Flurstücken Nr. 2795, 2130, 2131, 2132, 2133,  
2138/2 und einer Teilfläche von 2125/2 in der Gemarkung Roßhaupten, Landkreis 
Ostallgäu.  
 

 Der räumliche Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes wird wie folgt 
begrenzt: 

 Im Norden  durch die Flurstücke Nr. 2796 und 2097/2, 
 Im Osten      durch die Flurstücke Nr. 2134 und 2135,  
 Im Süden durch die Flurstücke Nr. 2137, 2138, 2138/3 und Teilflächen 2125 und 

2125/2,   
 Im Westen durch das Flurstück Nr. 2129. 

 

 

 

2. RÄUMLICHE UND STRUKTURELLE SITUATION 
 
 Das Plangebiet befindet sich nördlich der Gemeinde Roßhaupten, Landkreis Ostallgäu. 
 
 Die Grundstücke, die überplant werden sollen, befinden sich in Privatbesitz. Derzeit 

werden die Grundstücke im Plangebiet landwirtschaftlich genutzt. 
  
 Die Fläche des Plangebietes erreicht im Zentrum seinen höchsten Punkt und fällt nach 

Norden, wie auch nach Süden und Südwesten leicht ab. Es liegt inmitten eines 
Verbundes aus Intensivgrünland.  

 Die Fläche wird als Wiese genutzt und war zum Begehungszeitpunkt (12.3.2024) als 
ausgesprochen artenarm zu bezeichnen. Neben den nicht eindeutig bestimmbaren 
Hauptgrasarten, vermutlich Deutsches Weidelgras (Lolium perenne), sowie 
Wiesenfuchsschwanz (Alopecurus pratensis) waren lediglich Scharfer Hahnenfuß, 
Löwenzahn, Rot- und Weißklee (Trifolium pratense & repens.), Wiesenbärenklau und 
Gänseblümchen vorfindlich, was auf den Typus Vielschnittwiese hinweist. Eine 
(regelmäßige) Gülledüngung konnte anhand zahlreicher Güllereste bestätigt werden. 

 Im nordwestlichen und im südwestlichen Bereich verläuft die Grenze des Plangebietes 
entlang eines wasserführenden Grabens.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Luftbild Bestand (unmaßstäblich) 
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3. BESTEHENDE RECHTSVERHÄLTNISSE 
 

Das Plangebiet des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr.15 befindet sich im 
Außenbereich nach § 35 BauGB. 
 
 
 

4. ÜBERGEORDNETE  PLANUNGEN  /  VORBEREITENDE BAULEITPLANUNG 
  

 Landesentwicklungsplan Bayern 1 

 
Gemäß Landesentwicklungsprogramm 
zählt die Verwaltungsgemeinschaft 
Roßhaupten zur Region Ostallgäu. Der 
Verwaltungsraum ist wie der gesamte 
Landkreis der Raumkategorie „Allgemeiner 
ländlicher Raum“ zugeordnet.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 6 Energieversorgung 
 6.1 Um- und Ausbau der Energieinfrastruktur  
 6.1.1 Sichere und effiziente Energieversorgung  
 (Z) Die Versorgung der Bevölkerung und Wirtschaft mit Energie ist durch den im 

überragenden öffentlichen Interesse liegenden und der öffentlichen Sicherheit dienenden 
Um- und Ausbau der Energieinfrastruktur sicherzustellen und hat klimaschonend zu 
erfolgen. Zur Energieinfrastruktur gehören insbesondere - Anlagen der Energieerzeugung 
und -umwandlung, - Energienetze sowie - Energiespeicher. 

 
 6.2 Erneuerbare Energien 
 6.2.1 Ausbau der Nutzung erneuerbarer Energien  
 (Z) Erneuerbare Energien sind dezentral in allen Teilräumen verstärkt zu erschließen und 

zu nutzen.  
 
 (G) Es sollen ausreichende Möglichkeiten der Speicherung erneuerbarer Energien 

geschaffen werden. Dabei kommt dem Energieträger Wasserstoff sowie der 
Wasserstoffwirtschaft eine besondere Bedeutung zu. 

  
 Zu 6.2.1  
 (B) Die verstärkte Erschließung und Nutzung der erneuerbaren Energien – Windenergie, 

Solarenergie, Wasserkraft, Biomasse und Geothermie – liegen im überragenden öffentlichen 
Interesse und dienen dem Umbau der bayerischen Energieversorgung, der 
Ressourcenschonung und dem Klimaschutz. Die Ziele für den Anteil der erneubaren Energie 
leiten sich aus den internationalen, nationalen und bayerischen Energie- und 
Klimaschutzzielen sowie dem Bayerischen Klimaschutzgesetz ab. Um diese Ziele erreichen 
zu können ist ein Ausbau der Energieerzeugung mit erneuerbaren Ressourcen in allen 
Teilräumen und Gebietskategorien notwendig, wenngleich eine dezentrale Konzentration 
aufgrund der erforderlichen Netzanschlüsse angestrebt werden sollte und mittels der 
Festlegung von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten auch unterstützt wird (vgl. 6.2.2 und 6.2.3). 

 

 1  Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) – Stand 2023 
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 6.2.3 Photovoltaik  
 (G) In den Regionalplänen können Vorrang- und Vorbehaltsgebiete für die Errichtung von 

Freiflächen-Photovoltaikanlagen festgelegt werden.  
 
 (G) Freiflächen-Photovoltaikanlagen sollen vorzugsweise auf vorbelasteten Standorten 

realisiert werden. An geeigneten Standorten soll auf eine Vereinbarkeit der Erzeugung 
von Solarstrom mit anderen Nutzungen dieser Flächen, insbesondere der 
landwirtschaftlichen Produktion sowie der Windenergienutzung, hingewirkt werden.  

 
 (G) Im notwendigen Maße soll auf die Nutzung von Flächen für Freiflächen-

Photovoltaikanlagen in landwirtschaftlich benachteiligten Gebieten hingewirkt werden. 
 
 

 Regionalplan Allgäu 2 

 Die Region Allgäu liegt in Bayern im Regierungsbezirk Schwaben. Als die am weitesten 
nach Süden reichende Planungsregion Deutschlands grenzt sie an die bayerischen 
Regionen Augsburg, München und Oberland sowie an die die Landesgrenze 
überschreitende Region Donau-Iller (Bayern/Baden-Württemberg) an. Weitere 
Nachbarregionen sind die baden-württembergische Region Bodensee-Oberschwaben 
sowie die österreichischen Bundesländer Tirol und Vorarlberg. 

 
 Die Gemeinde Roßhaupten liegt im Landkreis Ostallgäu im ländlichen Raum. 
 

 Auszug aus B I.1 – Landschaftliches Leitbild 
 1.1 (Z) Die natürlichen Grundlagen und die landschaftlichen Gegebenheiten sollen zur 

Erhaltung und Entwicklung der Region als Lebens- und Arbeitsraum für die dortige 
Bevölkerung und als bedeutender Erholungsraum gesichert werden. (G) Die 
verschiedenen Landschaftsräume der Region sind möglichst differenziert und 
standortgerecht – unter besonderer Berücksichtigung der Belange des Naturschutzes und 
der Erholung – zu nutzen. 

  
 Z (4) Eine Zersiedelung der Landschaft soll verhindert werden, indem besonders 

exponierte und weithin einsehbare Landschaftsteile wie landschaftsbestimmende 
Höhenrücken, Kuppen und die Hanglagen der die Landschaft der Region prägenden 
Flusstäler grundsätzlich von einer Bebauung freigehalten werden. 

 

 Auszug aus B IV.3 – Energieversorgung 
 3.1 Allgemeine Leitlinien  
 3.1.1 (G) In allen Teilräumen der Region ist eine ausreichende, sichere, kostengünstige 

und umweltfreundliche Energieversorgung durch einen ausgewogenen Mix der 
verschiedenen Energieträger möglichst sicherzustellen.  

 
 (G) Eine rationelle und sparsame Energieverwendung ist anzustreben. (G) Besondere 

Bedeutung für eine effiziente und umweltfreundliche Energieversorgung kommt Anlagen 
mit Kraft-Wärme-Kopplung zu.  

 
 3.1.2 (Z) Durch die verstärkte Erschließung und Nutzung geeigneter erneuerbarer 

Energiequellen wie insbesondere Biomasse, Wasserkraft, Solarthermie, Photovoltaik, 
Windenergie und Geothermie soll das Energieangebot erweitert werden. 

 
 Anhang zu Ziel B IV 3.2.4 
 Das Gebiet, das von der Errichtung überörtlich raumbedeutsamer Windkraftanlagen 

freigehalten werden soll (Ausschlussgebiet), umfasst folgende Städte und Gemeinden: 
 - im Landkreis Ostallgäu u.a. die Gemeinde Roßhaupten 
                       

   ²  Regionaler Planungsverband Allgäu, Stand 2018 
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4. VORBEREITENDE BAULEITPLANUNG 
   

Der rechtswirksame Flächennutzungsplan (FNP) der Gemeinde Roßhaupten im  
schwäbischen Landkreis Ostallgäu stellt innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs für 
das Plangebiet „Fläche für die Landwirtschaft“ und „Grundwasserschutzgebiet“ dar.  
 
Die Gemeinde beabsichtigt, den Flächennutzungsplan im Parallelverfahren an die 
geplante Darstellung einer „Sonderbaufläche Agri-PV-Anlage“ anzupassen. Die 
Abgrenzung des „Trinkwasserschutzgebietes“ wird berücksichtigt - das WSG wurde 
vollständig aus dem Geltungsbereich herausgenommen. 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Karte: Ausschnitt FNP (ohne Maßstab)  
 
 
 

5. PLANERFORDERNIS NACH § 1 (3) BAUGB / VERFAHREN  
 
 Aufgrund des Antrags einer ortsansässigen, neu gegründeten Bürgergenossenschaft – 

DrachenEnergie eG, Roman-Boos-Str. 5 in 87672 Roßhaupten - sowie damit 
verbundenen Planungen soll im Norden der Gemarkung Roßhaupten auf einer Fläche 
von ca. 6,5 ha eine Agri-Photovoltaik-Anlage errichtet werden. Die Belange des 
Trinkwasserschutzes sind in jedem Fall vorrangig zu berücksichtigen. 

 

https://de.wikipedia.org/wiki/Schwaben_(Bayern)
https://de.wikipedia.org/wiki/Landkreis_Ostallg%C3%A4u
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 Gemäß einer vom Netzbetreiber Allgäu Netz vorgelegten Statistik ist zu entnehmen, dass  
ca. 70 % des im Gemeindegebiet verbrauchten Stroms mittlerweile aus erneuerbaren 
Quellen vor Ort erzeugt wird. 

 Die mögliche Einspeiseleistung für die geplante Agri-PV-Anlage ist derzeit vom 
Netzbetreiber direkt an der Fläche auf ca. 1,7 MW begrenzt. Durch das Legen einer 
Mittelspannungstrasse (20kV) mit einer Länge von 2 km kann die Einspeiseleistung auf 
3,7 MW erhöht werden.  

 
 Das Plangebiet ist dem Außenbereich gem. § 35 BauGB zuzurechnen. Das Vorhaben mit 

der geplanten Nutzung eines Sondergebietes für eine Agri-PV-Anlage ist daher auf der 
Basis des geltenden Planungsrechts nicht zulässig. Um die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen zu schaffen, ist die Aufstellung des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes  Nr.15 „Agri–Photovoltaik–Anlage Reheck“ erforderlich. 

 

 Umweltprüfung 
 Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wird eine Umweltprüfung gem. § 2 (4) BauGB 

durchgeführt. Im Rahmen des Bebauungsplanes ist darüber hinaus das Themenfeld 
Artenschutz zu bearbeiten. Beide Untersuchungen werden als Anlage zur Begründung 
dem Bebauungsplan beigefügt.  

 
 Im Rahmen des Umweltberichtes wird ebenfalls geprüft, in welcher Form 

Ausgleichsmaßnahmen realisiert werden können. Dies erfolgt in Abstimmung mit dem 
Landratsamt Ostallgäu. 

 

 Nutzungsplan für die landwirtschaftliche Fläche mit Agri-PV-Anlage 
 (für drei Jahre oder einen Fruchtfolgezyklus) 
  
 Auszufüllen bei landwirtschaftlicher Nutzung nach Kategorie 1A, 1B, 1C, 1D oder 2A, 2B, 

2C, 2D: 
 Listung der geplanten Fruchtfolge bzw. Dauerkultur(en) und deren Aussaat-

/Erntezeitpunkte: 
Das ursprüngliche Nutzungskonzept beinhaltet Mähnutzung. Diese Nutzung soll 
nach Installation der Agri-PV-Anlage auf reine Weidenutzung verändert werden. Die 
Weidenutzung erfolgt regelmäßig durch Jungrinder. Die Herde kann die Weide Tag 
und Nacht nutzen. Die Weidezeit beträgt 20. April bis 1. Oktober (je nach 
Witterung). 

  
 Listung der geplanten Pflanzenschutzmaßnahmen (unter Berücksichtigung möglicher 

Beschädigungen der Agri-PV-Anlage durch z. B. Korrosion): 
Es finden keinerlei chemische und biologische Pflanzenschutzmaßnahmen statt. 
Die Düngung erfolgt ausschließlich durch Ausscheidungen der Tiere und bei Bedarf 
mit einer Festmistgabe nach den Vorgaben der Düngeverordnung. 

 
 Geplante Maschinen- und Arbeitsbreiten (Berücksichtigung des 

Wendekreises/Vorgewende und der Arbeitshöhen) (5.2.4): 
Zwischen den Modultischen besteht eine Freiraumbreite von ca. 5 m. Die 
Konfiguration ermöglicht es, mit landwirtschaftlichen Fahrzeugen problemlos 
zwischen den Modultischen zu navigieren, vorausgesetzt, die Arbeitsbreite der 
angehängten Maschine überschreitet nicht ca. 4 m. Diese Arbeitsbreite wird bei den 
eingesetzten Geräten unterschritten. Das Trackersystem ermöglicht es, die Module 
bei Bedarf zum problemlosen Befahren der Fläche passend auszurichten. Ein 
Vorgewende ist ausreichend vorhanden. 
 
Sollte eine Pflegemaßnahme notwendig sein, kann diese auch unter den Modulen 
mit kleineren Geräten erledigt werden (Motormäher). Dieser wird max. einmal pro 
Jahr stattfinden und das Mähgut abgeräumt. Ziel ist es aber durch das 
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Weidemanagement ohne Maschineneinsatz in der Pflege der Fläche 
auszukommen. 

  
 Ist die Bearbeitbarkeit mit den benötigten Maschinen in Bezug auf das Anlagendesign 

sichergestellt? (5.2.4) 
Das Anlagendesign ist strategisch ausgelegt, um die Bearbeitbarkeit mit benötigten 
Maschinen zu gewährleisten. An den Seitenbereichen besteht ein Korridor von 10 
m. In der Regel erfolgt der Einsatz der Maschinen nur wenn erforderlich. Die 
Düngemaßnahmen werden mit Maschinen mittlerer Größe erledigt. Ansonsten 
erfolgt eine reine Weidenutzung. Die Tiere haben die Möglichkeit, die gesamte 
Fläche zu beweiden. Der Maschineneinsatz erfolgt mit einem mittleren Traktor. Das 
passende Mulchgerät ist vorhanden. 
 

 Lichtbedürfnis der Kulturpflanzen (5.2.5): 
Photovoltaik-Zellen über Feldern können bei Dürren ein Vorteil für Pflanzen sein. 
Eine Metastudie zeigt: Bei Wasserknappheit überwiegt der Vorteil geringerer 
Verdunstung den Nachteil des geringeren Lichts. Futterpflanzen seien zudem 
besonders unempfindlich gegenüber geringerem Lichteinfall, so Forschende der 
agrarwissenschaftlichen Universität Hohenheim bei Stuttgart. Es kann zwar davon 
ausgegangen werden, dass im Vergleich zu fest installierten, nach Süden 
ausgerichteten Anlagen, die Trackeranlage mehr Schatten verursacht. Dennoch ist 
besonders im Zeitraum Frühjahr und Herbst eine ausreichende Sonneneinstrahlung 
zu erwarten. Im Hochsommer wirkt die Anlage schützend vor Austrocknung. 
 

 Ist das Lichtbedürfnis der Kulturpflanzen aufgrund des Anlagendesigns sichergestellt 
(5.2.5)?  

Die Anlage bewirkt eine Beschattung, wobei sich die beschatteten Flächen im Laufe 
des Tages und Jahres aufgrund der Anlagenhöhe deutlich verändern. Erste 
Messungen bei vergleichbaren Anlagen im Zeitraum März und April zeigen, dass die 
Beschattung weniger unter den Modulen, sondern vielmehr zwischen den Reihen 
auftritt. Dadurch konnte kein signifikanter Unterschied im Ertrag oder in der 
Aufwuchshöhe festgestellt werden, was sich voraussichtlich auch im Herbst 
fortsetzen wird. Im Verlauf des Sommers ändern sich diese Bedingungen. 
Erfahrungen zeigen, dass die Bodenaustrocknung bei Sommerdürren durch 
zeitweise Beschattung verringert wird, im Vergleich zu den umliegenden 
unbebauten Flächen. Das Anlagendesign stellt dennoch die notwendige 
Einstrahlung sicher. 
Zudem ist relevant, dass die Anlage vor Spät- und Frühfrosten schützt. Gerade im 
Frühjahr kann sich das als sehr entscheidend für den ersten Aufwuchs darstellen. 
 

 Wasserbedürfnis der Kulturpflanzen (5.2.6): 
Täglich benötigt Grünland etwa 2,5 Liter Wasser pro Quadratmeter für das 
Wachstum, was während der Vegetationsperiode auf etwa 500 Liter pro 
Quadratmeter summiert. 
 

 Ist die optimale Wasserversorgung aufgrund des Anlagendesign sichergestellt (5.2.6)? 
Erläuterungen hinzufügen 

Das Anlagendesign und die landwirtschaftliche Praxis fördern eine ausreichende 
Wasserversorgung. Mit einer jährlichen Niederschlagsmenge von über 1000 Litern 
pro Quadratmeter an diesem Standort und der ausschließlichen Nutzung als 
Dauergrünland wird die Wasserspeicherung im Boden begünstigt. Die dichte 
Grasnarbe fördert die Durchwurzelung des Bodens, während Beweidung die 
Wasserversorgung der Pflanzen unterstützt und Verdichtungen durch schwere 
Maschinen vermieden werden. Die Trittspuren tragen zur Bodenbelüftung und zur 
Bildung von Kapillaren zur Wasserspeicherung bei. Die teilweise Beschattung 
verhindert eine übermäßige Verdunstung. Zudem wird durch den weiten 
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Reihenabstand und die 2 cm breiten Spalten zwischen den Modulen einer 
übermäßigen Konzentration des Niederschlags entgegengewirkt. Eine ausreichende 
Versorgung des Grünlandes ist durch das Anlagendesign und durch die 
Weidehaltung gewährleistet. Positiv ist hier die Nachführung der Anlage. Somit 
kann Niederschlag auf der ganzen Fläche direkt eingetragen und gleichmäßiger 
verteilt werden. 

 
 Tierart und deren Nutzung: 

Es handelt sich um ausschließliche Weide-Nutzung durch Rinder. Der 
Pflanzenbestand besteht im Dauergrünland zu ca. 75 %  aus wertvollen Gräsern, 10 
% Kräutern und 15 % Leguminosen. 
Zum jetzigen Zeitpunkt waren neben den nicht eindeutig bestimmbaren 
Hauptgrasarten, vermutlich Deutsches Weidelgras (Lolium perenne), sowie 
Wiesenfuchsschwanz (Alopecurus pratensis) lediglich Scharfer Hahnenfuß, 
Löwenzahn, Rot- und Weißklee (Trifolium pratense & repens.), Wiesenbärenklau 
und Gänseblümchen vorfindlich. 
 

 Fläche und Zeitraum der Weidenutzung: 
Die gesamte mit Agri-PV bebaute Fläche und die Randsteifen werden über einen 
Zeitraum von April bis Oktober beweidet. Der Zeitraum ist mit abhängig von der 
Witterung. Die Beweidung findet Tag und Nacht statt. 

 
 Spezifische Voraussetzungen für die Tierhaltung (Umzäunung, Unterstand usw.): 

Ein robuster Weidezaun mit doppelter Drahtkonstruktion, der unter Strom steht, 
sichert das Gelände ab. Die Verkabelung ist nicht zugänglich. Ein separater 
Unterstand ist nicht erforderlich, da die Module als Schutz dienen. 

 
 
 

6. AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG 
 

6.1 Erschließung 
 Die Erschließung des Plangebietes erfolgt von Osten über den bestehenden, mittig durch 

das Plangebiet verlaufenden Feldweg. 
 
 

6.2 Ver- und Entsorgung 
Anfallende Niederschlagswasser können wie im Bestand über die weiterhin 
landwirtschaftlichen Nutzflächen entwässert werden. Schmutzwasser fallen nicht an.  
 
 

6.3 Immissionsschutz  
Die Solarmodule der PV-Anlage arbeiten emissionsfrei.  
Der Betrieb erforderlicher Trafostationen ist außerhalb des Plangebietes nicht 
wahrnehmbar.  
 
 

6.4 Blendschutz 
Blendwirkungen sind nicht zu erwarten. Im Umfeld finden sich keine Wohngebäude bzw. 
übergeordnete Straßen. 
Emissionen aus der ortsüblichen Bewirtschaftung der an das Plangebiet angrenzenden 
landwirtschaftlichen Nutzung sind für die Photovoltaik-Nutzung nicht relevant bzw. 
müssen toleriert werden. 
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6.5 Überschwemmungsgebiete 
 Nach der Hochwassergefahrenkarte des Umweltatlas Bayern liegt das Plangebiet 

außerhalb der Abgrenzung eines Überschwemmungsgebietes bei HQ100 sowie 
außerhalb der Abgrenzung bei einem extremen Hochwasserereignis (HQextrem). 

 
 

6.6 Wasserschutzgebiete 
Die Abgrenzung des „Trinkwasserschutzgebietes“ der Wasserfassung „Roßhaupten 
Reheck“ wird berücksichtigt - das WSG wurde vollständig aus dem Geltungsbereich 
herausgenommen. 
 
Die geplanten Modulreihen liegen alle außerhalb der Schutzzone. Im Bereich des 
Schutzgebietes finden keine baulichen Maßnahmen statt. Lediglich entlang des 
vorhandenen Weges werden Blühstreifen errichtet. 
 

Materialien 

Rammpfosten für Ständer der Tracker:  Standardmäßig ist es verzinkter Stahl  

Speicher: Seecontainer mit Herstellerspezifischer Gründung (Kiesbett oder 
Streifenfundament) 

Trafo: Beton- oder Stahlkellerausführung (jeweils mit Öldichtigkeitsnachweis) 
 
 

6.7 Naturschutzgebiete 
Nach der Biotopkarte befinden sich westlich und südlich des Plangebietes einige 

Offenland-Biotope.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  
 
 Karte: Ausschnitt Schutzgebiete  
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6.8 Artenschutz 

(siehe: Fachbeitrag zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (saP), 
NATURGUTACHTER Landschaftsökologie - Faunistik – Vegetation, Robert Mayer, Dipl.-
Ing. (FH), Freising vom 25.10.2024) 

 Der Auftraggeber plant den Bau einer AGRI-Photovoltaikanlage (AGRI-PVA) auf den 
Flurstücken 2130, 2131, 2132, 2133, 2795, 2125, 2138/2 in der Gemarkung Roßhaupten, 
Landkreis Ostallgäu. Für das Vorhaben werden ca. 6,5 ha intensiv-landwirtschaftliche 
Nutzfläche beansprucht. Das Feldgehölz sowie die Sträucher im nord-östlichen Bereich 
des UG (Flurstück 2132) werden ihm Rahmen des Bauvorhabens gefällt.  

  
 Mit der Realisierung des geplanten Vorhabens sind Eingriffe in Natur und Landschaft 

verbunden. Dies kann für einzelne streng geschützte Arten möglicherweise zu 
Beeinträchtigungen führen. Der vorliegende Fachbeitrag zur speziellen 
artenschutzrechtlichen Prüfung (saP) behandelt das Vorhaben hinsichtlich arten-
schutzrechtlicher Verbotstatbestände. Soweit notwendig werden artenschutzrechtlich 
erforderliche Maßnahmen vorgeschlagen.  

 
 Im vorliegenden Fachbeitrag werden:  

• die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 5 
BNatSchG bezüglich der gemeinschaftsrechtlich geschützten Arten (alle 
europäischen Vogelarten, Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie) sowie der 
„Verantwortungsarten“ gemäß § 54 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG, die durch das Vorhaben 
erfüllt werden können, ermittelt und dargestellt.  

• die naturschutzfachlichen Voraussetzungen zur Erfordernis und ggf. zur Erteilung 
einer Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG geprüft.  

 Maßnahmen zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität  
 Es sind keine speziellen Maßnahmen zur Sicherung der ökologischen Funktionalität 

betroffener Lebensräume, sog. „CEF“-Maßnahmen (vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen 
i. S. v. § 44 Abs. 5 BNatSchG Satz 2 und 3 BNatSchG), erforderlich. 

 
 Maßnahmen zur Wahrung des Erhaltungszustandes der Population in der biogeo-

graphischen Region  
 Es sind keine speziellen Maßnahmen zur Wahrung des Erhaltungszustandes, sog. „FCS“-

Maßnahmen (Kompensationsmaßnahmen i. S. v. § 45 BNatSchG) erforderlich.  
 
 Ökologische Baubegleitung  
 Zur Vermeidung von vorhabenbedingten, artenschutzrechtlichen Beeinträchtigungen und 

zur Sicherung der formulierten Ziele und Maßnahmen sollen im Rahmen einer 
ökologischen Baubegleitung ggf. erforderliche Korrekturmaßnahmen direkt mit dem 
Betreiber abgestimmt und umgesetzt werden. 

 

 Gutachterliches Fazit  
 Im Rahmen der Kartierungen europarechtlich geschützter Arten wurden europäische 

Vogelarten gem. Art. 1 der Vogelschutzrichtlinie (davon 14 saP-relevante Arten laut LfU-
Arteninformation) nachgewiesen, die vorhabenspezifisch hinsichtlich der 
Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG näher zu prüfen waren. 
Tierarten des Anhang IV der FFH-Richtlinie wurden keine nachgewiesen.  

  
 Die artenschutzrechtliche Prüfung des beschriebenen Vorhabens kommt hinsichtlich der 

untersuchten Arten bzw. Artgruppen und unter Berücksichtigung der vorgeschlagenen 
Maßnahmen zu dem Ergebnis, dass die Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG für die 
nachgewiesenen geschützten Arten nicht berührt werden, weil  wegen der geringen 
Wirkempfindlichkeit bzw. der ausreichenden Entfernung zu dauerhaften Fortpflanzungs- 
oder Ruhestätten sensibler Arten deren Zerstörung auszuschließen ist bzw. bei 
Beanspruchung in geringem Umfang die ökologische Funktionalität im räumlichen 
Zusammenhang gem. § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG gewahrt bleibt,  für alle betrachteten 
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Arten kein oder nur ein allgemeines Tötungsrisiko vorliegt oder Tötungen weitgehend 
vermieden werden können und damit ein Verbotstatbestand nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG nicht erfüllt wird und  Störungen streng geschützter Arten im Sinne des § 44 
Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG entweder nicht zu erwarten sind oder aber keine den 
Erhaltungszustand der Lokalpopulationen verschlechternden Auswirkungen haben.  

 
 

6.9 Geotechnischer Bericht 
(siehe Anlage: Geotechnischer Bericht, fm geotechnik, Amtzell und Altusried, vom 
14.02.2025) 

 

1. Vorgang 
Die Gemeinde Roßhaupten plant die Errichtung einer Agri -PV - Anlage im Gewann 
Reheck - Roßhaupten (siehe Anl. 1). Die angedachten Teilflächen Flurstücknummern 
2125, 2130, 2131, 2132, 2133 sind ebenfalls beim Plan der Anlage 1 dargestellt. 
 
Das Büro fm geotechnik wurde von der oben genannten Bauherrschaft beauftragt, eine 
Baugrunderkundung im Bereich der geplanten Flächen auszuführen und einen 
geotechnischen Bericht zu erstellen. Zu diesem Zweck wurden am 22.01.2025 insgesamt 
5 Rammkernsondierungen DN60 (RKS1/25 bis RKS5/25) im Bereich der zu bebauenden, 
landwirtschaftlichen Flächen abgeteuft. 
 
Die Ansatzpunkte der Erkundungsstellen wurden nach Lage und Höhe von unserem Büro 
eingemessen. 
 
Die Lage der Aufschlusspunkte ist in dem Lageplan der Anlage 1 dargestellt. Die Höhen 
der Ansatzpunkte sowie die detaillierte, nach DIN EN ISO 14688-1, DIN 18196 und DIN 
18300 klassifizierte Bodenaufnahme der Aufschlüsse sind bei den geologischen Profilen 
der Anlage 2 aufgeführt. 
 
An den Sondierkernen wurden 5 Handflügelscherversuche zur Ermittlung der 
undrainierten Scherfestigkeiten cu ausgeführt (vgl. Anlage 3). 
 
Anhand einer Mischprobe wurde die Betonaggressivität nach DIN 4030 T1 sowie die 
Korrosionseigenschaften nach DIN 50929 T1 im Labor BVU, Markt Rettenbach, 
untersucht (vgl. Anl.4). 
 

2. Baugrundschichtung, bautechnische Beschreibung, Bodenkennwerte und 

Bodenklassifizierung, Homogenbereiche, Betonaggressivität Böden, Humusgehalt 

Oberboden 
Das Untersuchungsgelände liegt in einer glazial geprägten Moränenlandschaft der letzten 
Eiszeit. Die Hügel- und Talstrukturen werden heute nahezu ausschließlich 
landwirtschaftlich genutzt (Grün- und Ackerland). Das Untersuchungsgebiet liegt zum 
größten Teil auf einer Art Hochfläche eines Moränenhügels, die nach Süden in eine 
Hangflanke übergeht. 
 
Die dementsprechend aufgeschlossenen, glazialen Sedimente kommen als 
Grundmoränenablagerungen vor. Die Moränenablagerungen werden im Bereich der 
Hochfläche von Schichten der tertiären Molasse unterlagert. Die glazialen Böden sowie 
die Molasseschichten verwitterten in der Nacheiszeit chemisch und physikalisch, so dass 
sich eine typisch bräunlich gefärbter Verwitterungsdecke bildete. Ein Mutterboden (Wies) 
schließt die natürlichen Schichten nach oben hin ab. 
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3. Schicht- und Grundwasserverhältnisse 
Während den Aufschlussarbeiten am 22.01.2025 wurde kein flächiges Grundwasser im 
gesamten Areal festgestellt. Ferner wurde kein Schichtwasser mit den Sondierungen 
festgestellt. 
Lokale Schichtwasservorkommen können (jahreszeitlich) in allen Schichten in diffusen 
Adern und Rinnensystemen vorkommen. Die Ergiebigkeiten werden jedoch gering sein. 
 

4. Gründung und baubegleitende Maßnahmen 
Die Gründung von aufgeständerten Solar–Paneelen kann über folgende Varianten 
erfolgen: 

• Betonpfeiler 
• Stahlpfeiler 
• Flach gegründete Fundamente / Fundamentbalken 
• Schraubanker / Schraubpfeiler 
 

Detailangaben zu Gründungsystemen und zur räumlichen Anordnung der PV – Anlagen 
liegen bisher nicht vor. 
 

Allgemeine Anmerkungen 
Die im Bericht enthaltenen Angaben beziehen sich auf die bei den Untersuchungsstellen 
ermittelten Bodenschichten und deren geotechnischen Eigenschaften. Abweichungen von 
den gemachten Angaben (Schichttiefen, Bodenzusammensetzung, Wasserstände etc.) 
können auf Grund einer Heterogenität des Untergrundes nicht ausgeschlossen werden. 
Ferner ist eine sorgfältige Überwachung der Erdarbeiten und eine laufende Überprüfung 
der angetroffenen Bodenverhältnisse im Vergleich zu den Untersuchungsergebnissen 
und Folgerungen erforderlich. Es wird deshalb empfohlen, zur Abnahme der 
Gründungssohlen den Verfasser des Berichtes heranzuziehen. Der Unterzeichner ist in 
die weiteren Planungen miteinzubeziehen. 
 
Eine Vervielfältigung des Berichtes bedarf der Zustimmung des auf Seite 1 genannten 
Auftraggebers. Der Bericht darf nur komplett und zusammen mit allen dazugehörigen 
Anlagen weitergegeben bzw. vervielfältigt werden. 
 

 
 

7. ALTLASTEN 
 
 Das Plangebiet stellt keine Altlastenverdachtsfläche dar. 
 
 

8. BEGRÜNDUNG DER FESTSETZUNGEN  
 

8.1 PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

 
 Zur Sicherung der angestrebten städtebaulich geordneten Entwicklung werden in 

Ausführung des § 1 Abs. 3 BauGB die im Folgenden erläuterten zeichnerischen und 
textlichen Festsetzungen in den Bebauungsplan aufgenommen:  

 

 Geltungsbereich 
Der Geltungsbereich ist in dem festgesetzten Umfang erforderlich, um für das geplante 
Vorhaben ein qualifiziertes Planungsrecht zu schaffen. 
 

 Art der baulichen Nutzung 
Von der Art der baulichen Nutzung setzt der Bebauungsplan entsprechend der geplanten 
Nutzung ein „Sondergebiet“ (SO) im Sinne von § 11 BauNVO fest. Von der 
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Zweckbestimmung setzt der Bebauungsplan Nutzung erneuerbarer Energien, 
insbesondere zur Erzeugung von elektrischem Strom aus Sonnenstrahlung 
(Photovoltaikanlagen) mit gleichzeitiger landwirtschaftlicher Nutzung (Agri-PV) fest. 
Die Agri-PV Anlage sollte nach Ablauf von 30 Jahren wieder entfernt werden und es sollte 
wieder eine rein landwirtschaftliche Nutzung stattfinden. 
 

 Maß der baulichen Nutzung 
Bei der Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung setzt der Bebauungsplan eine 
höchstzulässige Grundflächenzahl (mit PV-Modulen überdeckte Fläche) und die Höhe der 
Photovoltaikelemente in Form einer höchstzulässigen Höhe (GH) fest.  
Insgesamt soll hierdurch das Landschaftsbild nicht wesentlich beeinträchtigt werden. 
 
Die Obergrenzen des Maßes der baulichen Nutzung gem. § 17 (1) BauNVO werden 
eingehalten.  

 

Bauweise und überbaubare Grundstücksflächen 
In Anbetracht der geplanten langgestreckten Photovoltaikelemente wird für diese 
Bereiche eine „abweichende Bauweise“ festgesetzt.  
Die Festsetzung der überbaubaren Grundstücksflächen erfolgt durch Baugrenzen, über 
die nicht hinaus gebaut werden darf, die geplanten Anlagen können jedoch durchaus 
dahinter zurückbleiben. Die überbaubaren Grundstücksflächen werden unter 
Bezugnahme auf die geplante Nutzung in Abhängigkeit der sonstigen Festsetzungen 
flächenhaft ausgewiesen und sollen die künftigen Photovoltaikelemente mit einem 
angemessenen Spielraum zulassen. Baurechtlich erforderliche Abstandsflächen müssen 
eingehalten werden. 
 

Verkehrsflächen 
 Die im mittleren Bereich vorhandene Wegefläche wird als öffentlicher Feldweg / 

landwirtschaftlicher Weg festgesetzt. 

 

Versorgungsanlagen 

Die geplanten Umspannstationen werden im Plan und Text als Versorgungsanlagen 
festgesetzt. 

 

 Bepflanzungsmaßnahmen / Ausgleichsmaßnahmen / Waldabstand  

Die Bepflanzungsmaßnahmen entlang des Weges im Zentrum werden als 
Ausgleichsmaßnahmen und Maßnahmen zur Eingriffsminimierung festgesetzt.  
 

Zu den nordwestlich angrenzenden Waldflächen ist ein Waldabstand - eine 
Abstandsfläche von 15-30 m einzuhalten, die von baulichen Anlagen freizuhalten ist.   

 

 Die im südlichen Bereich vorhandene Abgrenzung des Trinkwasser-Schutzgebietes 
wird nachrichtlich übernommen. 

 
 

8.2 ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 

 

 Die Festsetzungen zur äußeren Gestaltung der baulichen Anlagen und zur Gestaltung 

der unbebauten Grundstücksflächen sind erforderlich, um die notwendige 
Gestaltungsqualität zur Landschaft und zum Bodenschutz sicherzustellen. 

  
 Die Festsetzungen zu Maßnahmen für die Regelung des Wasserabflusses sind ebenfalls 

zur Sicherstellung des Boden- und Grundwasserschutzes erforderlich. 
 

 Die Festsetzung der Einfriedungen ist aus Gründen des Betriebsschutzes erforderlich. 
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9. BETEILIGUNG DER ÖFFENTLICHKEIT GEM. § 3 (1+2) BAUGB UND 

BETEILIGUNG DER BEHÖRDEN GEM. § 4 (1+2) BAUGB 
 
Am 25.09.2024 hat der Gemeinderat in öffentlicher Sitzung den Aufstellungsbeschluss 
zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr.15 „Agri–Photovoltaik–Anlage Reheck“ 
gefasst.  

 
 Die Bürger wurden über die Planungsziele frühzeitig informiert. Vom 05.12.2024 bis 

10.01.2025 wurde die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit durchgeführt. Die 
frühzeitige Beteiligung der Behörden erfolgte parallel. 
 
Am 14.05.2025 hat der Gemeinderat in öffentlicher Sitzung den Auslegungsbeschluss 
zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr.15 „Agri–Photovoltaik–Anlage Reheck“ 
gefasst.  
 
Nach amtlicher Bekanntmachung am 21.05.2025 lag der vorhabenbezogene 
Bebauungsplan Nr.15 vom 22.05.2025 bis 25.06.2025 zur öffentlichen Einsichtnahme 
aus. 

 
Auf Grund von Änderungen in der Planung hat der Gemeinderat am 01.10.2025 in 
öffentlicher Sitzung den erneuten Auslegungsbeschluss zum vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan Nr.15 „Agri–Photovoltaik–Anlage Reheck“ gefasst.  
 
Nach amtlicher Bekanntmachung am 15.10.2025 liegt der vorhabenbezogene 
Bebauungsplan Nr.15 vom 20.10.2025 bis 07.11.2025 zur erneuten öffentlichen 
Einsichtnahme aus. 

 
 
 

10. FLÄCHENBILANZ 
 

Die Flächenbilanz stellt sich wie folgt dar: 
 

Gesamtfläche Sondergebiet             ca. 6,52 ha    =   100 % 
 
-  Bereich 1 - Reine Modulfläche    ca. 1,97 ha     =     30 % 
   L=   ca. 7.800 m  /  Breite 2,40 
-  Bereich 2 - Reine Modulfläche   ca. 0,21 ha     =       3 % 
   L=   ca. 855 m  /  Breite 2,40 
 
-  landwirtschaftliche Nutzfläche  ca.  3,36 ha    =      52 %   
-  Ausgleichsfläche             - A1          ca.  0,64 ha     =     10 %  
-  Minimierungsmaßnahme - A2   ca.  0,19 ha     =       3 %  
-  Minimierungsmaßnahme - M2   ca.  0,15 ha     =      2 %  
 

 

 

11. ANLAGEN 
 

11.1 Fachbeitrag zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (saP), 
NATURGUTACHTER Landschaftsökologie - Faunistik – Vegetation, Robert Mayer, Dipl.-
Ing. (FH), Freising vom 25.10.2024 

 

11.2 Umweltbericht, Zimmermann Ingenieurgesellschaft mbH, Waldburg vom 10.09.2025 
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11.3 Pflanzliste vom 10.09.2025 
 

11.4 Standortalternativenprüfung, Zimmermann Ingenieurgesellschaft mbH, Waldburg vom 
29.04.2025 

 

11.5 Geotechnischer Bericht, fm geotechnik, Amtzell und Altusried, vom 14.02.2025 
 

11.6 Nutzungskonzepte – Anton Guggemos / Michael Steiner / Anton_Möst 

 

 

 

 

B) UMWELTBERICHT 
 

(siehe Anlage: Umweltbericht, Zimmermann Ingenieurgesellschaft mbH, Waldburg vom 
10.09.2025) 
 

Zusammenfassung  
Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes „Agri PV-Anlage Roßhaupten" “ ist die 
Ausweisung von Sondergebietsflächen für erneuerbare Energien nördlich von 
Roßhaupten (LKR Ostallgäu) im Bereich von landwirtschaftlich genutzten Flächen 
beabsichtigt, um die Nutzung erneuerbarer Energien zu ermöglichen. In Zeiten des 
Klimawandels, der Energiewende nach dem 11.03.2011 und steigender Preise für fossile 
Energieträger ist die Nutzung erneuerbarer Energien von allgemeinem, 
volkswirtschaftlichem Interesse. Dem wird vom Gesetzgeber durch das „Gesetz für den 
Vorrang erneuerbarer Energien“ (EEG) Rechnung getragen.  
 
Erforderlich hierfür ist entsprechend den gesetzlichen Vorgaben die Ausweisung eines 
Sondergebietes nach § 11 BauNVO, um den rechtlichen Anforderungen gerecht zu 
werden und die Belange des Städtebaus und der Landschaftsplanung in Einklang zu 
bringen. Aus diesem Grund werden im Zuge des Planaufstellungsverfahrens ein 
integrierter Grünordnungsplan erstellt sowie die Auswirkungen der Planung auf die 
Umgebung durch eine Umweltprüfung untersucht.  
 
Das Projektgebiet umfasst die Fl.-Nr. 2130, 2131, 2132, 2133, 2138/2 und 2795 und 
entspricht einer Gesamtfläche von ca. 6,52ha. Der Geltungsbereich wird aktuell 
landwirtschaftlich als Intensivgrünland genutzt. 
  
Innerhalb der Fl.-Nr. 2132 befindet sich ein Feldgehölz, das im Zuge des Vorhabens 
entfernt wird. Weitere Feldgehölze am westlichen Plangebietsrand sowie die im Norden 
und Süden vorhandenen gewässerbegleitenden Gehölzbestände bleiben erhalten.  
 
Als wesentlichste mit dem geplanten Projekt verbundenen Eingriffe sind demnach die 
Überbauung des Bodens mit Solarpaneelen sowie die Veränderung des 
Landschaftsbildes anzusehen. Bedeutende Lebensräume müssen nicht in Anspruch 
genommen werden.  
 
Der naturschutzfachliche Kompensationsbedarf wurde gemäß den Vorgaben der 
„Eingriffsregelung in der Bauleitplanung“ mittels Biotopwertliste der BayKompV bestimmt 
und beträgt für das Gesamtgebiet 35.500 WP.  
 
Zielzustand der Vermeidungs-, Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen innerhalb des 
Geltungsbereiches, ist Erhöhung des Blütenangebots, die Eingrünung der Fläche sowie 
der Schutz vor vermeidbaren Beeinträchtigungen der Schutzgüter. Die im Zuge des 
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BPlan festgelegten Kompensationsmaßnahmen entsprechen mit einer rechnerischen 
Wertpunktzahl von 44.035 WP dem rechnerischen Kompensationsbedarf, sodass der 
erforderliche Ausgleich damit vollständig erfüllt wird.  
 
Die Ausgleichsmaßnahmen werden gemäß §9 Abs. 1a Satz 2 BauGB dem Eingriff 
zugeordnet, so dass die mit dem geplanten Projekt verbundenen Eingriffe in Natur und 
Landschaft – vorbehaltlich der Zustimmung durch die Untere Naturschutzbehörde – 
vollständig ausgeglichen sind.  
 
Zusammenfassend betrachtet sind mit dem geplanten Baugebiet „Sondergebiet Agri PV-
Anlage Roßhaupten“ nach Einbeziehung der festgesetzten Vermeidungs- Minimierungs- 
und Ausgleichsmaßnahmen, keine erheblichen Umweltauswirkungen verbunden. 

 
 
 

C) MONITORING – KONZEPT GEMÄSS § 4C BAUGB 
  

(siehe Anlage: Umweltbericht, Zimmermann Ingenieurgesellschaft mbH, Waldburg vom 
10.09.2025) 
 
Das Monitoring bezieht sich auf erhebliche Umweltauswirkungen, die aufgrund der 
Durchführung der Bauleitpläne auftreten, um unvorhergesehene nachteilige 
Auswirkungen frühzeitig zu ermitteln und geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen. 
Dies gilt insbesondere für Umweltauswirkungen, deren Prognose unsicher ist, oder bei 
denen bereits ein kritischer Bereich erreicht ist. Art, Umfang und Zeitpunkt eines dem 
Projekt angemessenen Monitorings bestimmt die Gemeinde.  
 
Erhebliche Umweltauswirkungen infolge der Umsetzung der Planung zeichnen sich nicht 
ab und sind gegenwärtig nicht zu erwarten. Diese sollen auch ohne konkrete 
Überwachungsmaßnahmen im Rahmen der üblichen bauaufsichtlichen Pflichten erkannt 
werden. Innerhalb des Planungsprozesses wurden seitens der Fachbehörden keine 
Parameter benannt.  
 
Die Gemeinde geht allen Hinweisen nach, die auf erhebliche nachteilige 
Umweltauswirkungen im Zuge der Plandurchführung hindeuten und nutzt die 
Informationen der Behörden (§ 4(3) BauGB) und aus der Bevölkerung.  
 
Die Gemeinde behält sich ein Einschreiten vor, sofern sich die 
Kompensationsmaßnahmen als unzureichend erweisen, nicht ordnungsgemäß hergestellt 
oder widerrechtlich beseitigt werden. Plangebietsinterne Maßnahmen werden i.d.R. im 
Freianlagenplan Bestandteil der Baugenehmigung. Die Umsetzung plangebietsexterner 
Maßnahmen wird durch die Eigentümer sichergestellt und selbstständig umgesetzt.  
 
Eine Erstkontrolle soll 2-3 Jahre nach Ablauf der Entwicklungspflege und erneut in 5 und 
10 Jahren durchgeführt werden. Ebenso wäre die dauerhafte Wirksamkeit der 
Ausgleichsmaßnahmen von der Unteren Naturschutzbehörde zu prüfen.  
 
Die Überwachung bezieht sich auch auf unsachgemäßen Umgang mit dem Boden 
während der Bauzeit und auf die Entsorgung des Niederschlagswassers und des Abfalls, 
soweit diese erhebliche Umweltauswirkungen haben können. In Abstimmung mit den 
zuständigen Fachbehörden kann in einem solchen Fall auf Kosten des Verursachers 
auch ein externer Gutachter mit dieser Überwachung (Datenerhebung, Bewertung, 
Überwachung) beauftragt werden.  
 
Es kann bei ordnungsgemäßer Pflege davon ausgegangen werden, dass das 
Entwicklungsziel nach 15 bis 20 Jahren erreicht ist. 
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D) STANDORTALTERNATIVENPRÜFUNG 
 
(siehe Anlage: Standortalternativenprüfung, Zimmermann Ingenieurgesellschaft mbH, 
Waldburg vom 29.04.2025) 
 

Fazit  
Die Flurstücke im Südwesten des derzeitigen Umgriffs sind aufgrund des TWSG und des 
kartierten Biotops nicht überplanbar. Weiter im Osten wird der Suchraum ebenfalls von 
wasserwirtschaftlich relevanten Flächen und Biotopen begrenzt.  
 
Aufgrund des als hochwertig einzustufenden Landschaftsbildes im gesamten Bereich der 
Gemeinde Roßhaupten, wurden die benachbarten Flurstücke für die Alternativenprüfung 
ausgewählt, da sie sowohl von den Siedlungen nicht einsehbar sind und nicht so stark 
von Rad- und Wanderwegen durchzogen werden als auch naturschutzfachlich eher 
gering wertig sind und als Erweiterungsfläche von der Lage her geeignet wären.  
 
Die Bereiche, die sich in einem größeren Suchraum befinden als die angrenzenden 
Flächen rund um das Plangebiet und die ohne größere Beeinträchtigungen des 
Landschaftsbildes einhergehen würden, sind auf natur- oder wasserwirtschaftlicher Sicht 
relevant, sodass sich hier keine geeigneten Ausweich-Flächen für die geplante Agri-PVA 
der Genossenschaft finden lassen.  
 
Aus der Karte (Abbildung 7, Anlage 2) gehen die Ergebnisse der alternativen 
Potenzialflächen genauer hervor. 

 
 
 
Plan aufgestellt am:  10.09.2025 
  
Planer: 
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 VERFAHRENSVERMERKE   
 

      zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr.15 „Agri–Photovoltaik–Anlage Reheck“ 

 
1.  Aufstellungsbeschluss durch den Gemeinderat gem. § 2 (1) BauGB            am   25.09.2024    

 

2.  Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses gem. § 2(1) BauGB  am   02.12.2024 

       

3.  Billigungsbeschluss und Beschluss über die frühzeitige Beteiligung der          am   20.11.2024    

     Öffentlichkeit und Behörden gem. § 3 (1) und § 4 (1) BauGB durch den 

     Gemeinderat 

  

4.  Bekanntmachung der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit   am    02.12.2024    

     gem. § 3 (1) BauGB 

 

5.  Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit und Behörden gem. § 3 (1)   vom   05.12.2024    

     und § 4 (1) BauGB  bis     10.01.2025    

 

6.  Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen aus der frühzeitigen   am     14.05.2025   

     Beteiligung / Billigung des Bebauungsplanentwurfes und Auslegungs- 

     beschluss durch den Gemeinderat  

 

7.  Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung gem. § 3 (2) und § 4 (2)  am     21.05.2025

 BauGB      

 

8.  Öffentliche Auslegung des Bebauungsplanentwurfes mit Begründung  vom   22.05.2025   

 i. d. Fassung vom 30.04.2025  gem. § 3(2) BauGB   bis      25.06.2025

  

9.  Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen aus der öffentlichen   am     01.10.2025   

     Auslegung / Billigung des Bebauungsplanentwurfes und erneuter  

     Auslegungsbeschluss durch den Gemeinderat  

 

10.  Bekanntmachung der erneuten öffentlichen Auslegung gem. § 3 (2)  am     15.10.2025

    und § 4 (2) BauGB      

 

11.  Erneute öffentliche Auslegung des Bebauungsplanentwurfes mit  vom   20.10.2025   

   Begründung i. d. Fassung vom 10.09.2025  gem. § 3(2) BauGB   bis      19.11.2025 

 

9.  Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen aus der erneuten  am     …………..   

     öffentlichen Auslegung / Billigung des Bebauungsplanentwurfes und 

     Satzungsbeschluss durch den Gemeinderat gem. § 10 BauGB 
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